
Allgemeine Geschäftsbedingungen 
 

§ 1  Preise / Aufrechnung / Zurückbehaltungsrecht 
1. Besondere, über die vertraglich einbezogenen und im Kaufpreis enthaltenen Leistungen 

hinausgehende, zusätzlich vereinbarte Arbeiten, wie z.B. Dekorations- oder 
Montagearbeiten, werden zusätzlich in Rechnung gestellt und sind spätestens bei 
Abnahme zu bezahlen. 

2. Eine Aufrechnung gegenüber unserem Zahlungsanspruch mit Gegenansprüchen oder 
die Zurückbehaltung von Zahlungen wegen solcher Ansprüche ist nur zulässig, soweit 
die Gegenansprüche unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind oder sich aus 
demselben Auftrag ergeben, unter dem die betreffende Lieferung erfolgt ist. 

3. Der Verkäufer ist berechtigt, noch ausstehende Lieferungen oder Leistungen nur 
gegen Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung auszuführen oder zu erbringen, wenn 
ihm nach Abschluss des Vertrages Umstände bekannt werden, welche die 
Kreditwürdigkeit des Käufers (Auftraggebers) wesentlich zu mindern geeignet sind und 
durch welche die Bezahlung der offenen Forderungen des Verkäufers durch den 
Käufer aus dem jeweiligen Vertragsverhältnis (einschließlich aus anderen 
Einzelaufträgen, für die dasselbe Rechtsverhältnis gilt) gefährdet wird. 

§ 2 Änderungsvorbehalt 
1. Serienmäßig hergestellte Möbel werden nach Muster oder Abbildung verkauft. 
2. Es besteht kein Anspruch auf Lieferung der Ausstellungsstücke, es sei denn, dass bei 

Vertragsabschluss eine anderweitige Vereinbarung erfolgt ist. 
3. Angaben des Verkäufers zum Gegenstand der Lieferung oder Leistung (z.B. Gewichte, 

Maße, Gebrauchswerte, Belastbarkeit, Toleranzen und technische Daten) sowie 
Darstellungen desselben (z.B. Zeichnungen und Abbildungen) sind nur annähernd 
maßgeblich, soweit nicht die Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehenen Zweck eine 
genaue Übereinstimmung voraussetzt. Sie sind keine garantierten 
Beschaffenheitsmerkmale, sondern Beschreibungen oder Kennzeichnungen der Lieferung 
oder Leistung. Handelsübliche Abweichungen und Abweichungen, die aufgrund rechtlicher 
Vorschriften erfolgen oder technische Verbesserungen darstellen, sowie die Ersetzung von 
Bauteilen durch gleichwertige Teile sind zulässig, soweit sie die Verwendbarkeit zum 
vertraglich vorgesehenen Zweck nicht beeinträchtigen. Unwesentliche, dem Käufer 
zumutbare Farb- und Maserabweichungen bei Holz- und Kunststoffoberflächen sind 
zulässig. Entsprechendes gilt bei Textilien (z. B. Möbel- und Dekorationsstoffen) 
hinsichtlich Abweichungen in der Ausführung gegenüber Stoffmustern, insbesondere im 
Farbton. 

§ 3 Montage 
Hat der Käufer hinsichtlich der Montage aufzuhängender Einrichtungsgegenstände 
Bedenken wegen der Eignung der Wände, so hat er dies dem Verkäufer unverzüglich 
mitzuteilen. 

§ 4 Lieferung und Lieferzeit 
1. Vom Verkäufer in Aussicht gestellte Fristen und Termine für Lieferungen und Leistungen 

gelten stets nur annähernd, es sei denn, dass ausdrücklich eine feste Frist oder ein fester 
Termin zugesagt oder vereinbart ist. Sofern Versendung vereinbart wurde, beziehen sich 
Lieferfristen und Liefertermine, sofern nicht ausdrücklich von uns anders angegeben, auf 
den Zeitpunkt der Übergabe an den Spediteur, Frachtführer oder sonst mit dem Transport 
beauftragten Dritten. 

2.  Der Verkäufer kann - unbeschadet seiner Rechte aus Verzug des Auftraggebers - vom 
Auftraggeber eine Verlängerung von Liefer- und Leistungsfristen oder eine Verschiebung 
von Liefer- und Leistungsterminen um den Zeitraum verlangen, in dem der Auftraggeber 
seinen vertraglichen Verpflichtungen dem Verkäufer gegenüber nicht nachkommt. 

3. Der Verkäufer haftet nicht für Unmöglichkeit der Lieferung oder für Lieferverzögerungen, soweit 
diese durch höhere Gewalt oder sonstige, zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses nicht 
vorhersehbare Ereignisse (z.B. Betriebsstörungen aller Art, Schwierigkeiten in der Material- 
oder Energiebeschaffung, Transportverzögerungen, Streiks, rechtmäßige Aussperrungen, 
Mangel an Arbeitskräften, Energie oder Rohstoffen, Schwierigkeiten bei der Beschaffung von 
notwendigen behördlichen Genehmigungen, Pandemien oder Epidemien, behördliche 
Maßnahmen oder die ausbleibende, nicht richtige oder nicht rechtzeitige Belieferung durch 
Lieferanten trotz eines vom Verkäufer geschlossenen kongruenten Deckungsgeschäfts) 
verursacht worden sind, die der Verkäufer nicht zu vertreten hat. Sofern solche Ereignisse dem 
Verkäufer die Lieferung oder Leistung wesentlich erschweren oder unmöglich machen und die 
Behinderung nicht nur von vorübergehender Dauer ist, ist der Verkäufer zum Rücktritt vom 
Vertrag berechtigt. Bei Hindernissen vorübergehender Dauer verlängern sich die Liefer- oder 
Leistungsfristen oder verschieben sich die Liefer- oder Leistungstermine um den Zeitraum der 
Behinderung zzgl. einer angemessenen Anlauffrist. Über die genannten Umstände hat der 
Verkäufer den Auftraggeber unverzüglich zu benachrichtigen. Soweit dem Auftraggeber infolge 
der Verzögerung die Abnahme der Lieferung oder Leistung nicht zuzumuten ist, kann er durch 
unverzügliche schriftliche Erklärung gegenüber dem Verkäufer vom Vertrag zurücktreten. 
 

§ 5 Eigentumsvorbehalt 
1. Die vom Verkäufer an den Käufer gelieferte Ware bleibt bis zur vollständigen Bezahlung 

aller Forderungen des Verkäufers gegenüber dem Käufer Eigentum des Verkäufers. Die 
Ware sowie die nach den nachfolgenden Bestimmungen an ihre Stelle tretende, vom 
Eigentumsvorbehalt erfasste Ware wird nachfolgend „Vorbehaltsware“ genannt. 

2. Der Käufer verwahrt die Vorbehaltsware unentgeltlich für den Verkäufer. 
3. Wird die Vorbehaltsware vom Käufer verarbeitet, so wird vereinbart, dass die Verarbeitung 

im Namen und für Rechnung des Verkäufers als Hersteller erfolgt und der Verkäufer 
unmittelbar das Eigentum oder – wenn die Verarbeitung aus Stoffen mehrerer Eigentümer 
erfolgt oder der Wert der verarbeiteten Sache höher ist als der Wert der Vorbehaltsware – 
das Miteigentum (Bruchteilseigentum) an der neu geschaffenen Sache im Verhältnis des 
Werts der Vorbehaltsware zum Wert der neu geschaffenen Sache erwirbt. Für den Fall, 
dass kein solcher Eigentumserwerb beim Verkäufer eintreten sollte, überträgt der Käufer 
bereits jetzt sein künftiges Eigentum oder – im oben genannten Verhältnis – Miteigentum 
an der neu geschaffenen Sache zur Sicherheit an den Verkäufer. Wird die Vorbehaltsware 
mit anderen Sachen zu einer einheitlichen Sache verbunden oder untrennbar vermischt 
und ist eine der Sachen als Hauptsache anzusehen, so dass der Verkäufer oder der 
Käufer Alleineigentum erwirbt, so überträgt die Partei, der die Hauptsache gehört, der 
anderen Partei anteilig das Miteigentum an der einheitlichen Sache in dem in Satz 1 
genannten Verhältnis. 

4. Greifen Dritte auf die Vorbehaltsware zu, insbesondere durch Pfändung, wird der Käufer 
sie unverzüglich auf das Eigentum des Verkäufers hinweisen und den Verkäufer hierüber 
informieren, um ihm die Durchsetzung seiner Eigentumsrechte zu ermöglichen. Sofern der 
Dritte nicht in der Lage ist, dem Verkäufer die in diesem Zusammenhang entstehenden 
gerichtlichen oder außergerichtlichen Kosten zu erstatten, haftet hierfür der Käufer dem 
Verkäufer. 

5. Tritt der Verkäufer bei vertragswidrigem Verhalten des Käufers – insbesondere 
Zahlungsverzug – vom Vertrag zurück (Verwertungsfall), ist er berechtigt, die 
Vorbehaltsware herauszuverlangen. 
 

§ 6 Erfüllungsort / Gefahrübergang 
1. Erfüllungsort für alle Verpflichtungen aus dem Vertragsverhältnis ist 

der Sitz des Verkäufers, soweit nichts anderes bestimmt ist. Schuldet 
der Verkäufer auch die Installation und/oder Montage, ist Erfüllungsort 
der Ort, an dem die Installation und/oder Montage zu erfolgen hat. 

2. Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen 
Verschlechterung geht mit der Übergabe der verkauften Sache 
auf den Käufer über. Der Übergabe steht es gleich, wenn der 
Käufer im Verzug der Annahme ist. 
 

§ 7 Ansprüche bei Verletzung der Abnahmeverpflichtung 
1. Wenn der Käufer nach Ablauf einer ihm vom Verkäufer gesetzten angemessenen Frist 

unter Verletzung seiner Pflichten aus dem Schuldverhältnis die fällige Abnahme 
verweigert oder schon vorher unter Verletzung seiner Pflichten aus dem 
Schuldverhältnis ernsthaft und endgültig erklärt, nicht abnehmen zu wollen, kann der 
Verkäufer Schadensersatz statt der Leistung verlangen, es sei denn, der Käufer hat die 
Pflichtverletzung nicht zu vertreten. 

2. Als Schadensersatz statt der Leistung kann der Verkäufer in diesen Fällen pauschal 25 
% des Bestellpreises ohne Abzüge fordern, sofern der Käufer nicht nachweist, dass ein 
Schaden überhaupt nicht entstanden ist oder wesentlich niedriger ist als die 
Pauschale. Im Übrigen bleibt dem Verkäufer, wie etwa auch bei 
Sonderanfertigungen, die Geltendmachung eines höheren nachgewiesenen 
Schadens vorbehalten. 

3. Unter den in Ziffer 1. genannten Voraussetzungen gerät der Käufer mit der Abnahme 
der gekauften Waren in Verzug. Dauert der Verzug länger als einen Monat an, hat der 
Käufer die anfallenden Lagerkosten zu bezahlen. Der Verkäufer kann sich zur 
Lagerung auch einer Spedition bedienen. 

§ 8 Rücktritt und Warenrücknahme 
1. Das Recht zum Rücktritt vom Vertrag steht dem Verkäufer zu, wenn der Käufer über die 

seine Kreditwürdigkeit bedingenden Tatsachen unrichtige Angaben gemacht hat, es sei 
denn, der Käufer leistet unverzüglich Vorauskasse. Ein Rücktrittsrecht steht dem 
Verkäufer ferner dann zu, wenn nach Abschluss des Vertrages erkennbar wird, dass 
sein Anspruch auf den Kaufpreis durch mangelnde Leistungsfähigkeit des Käufers 
gefährdet wird und er den Käufer erfolglos aufgefordert hat, innerhalb angemessener 
Frist Zug um Zug gegen die von ihm zu erbringenden Leistungen den Kaufpreis zu 
zahlen oder Sicherheit zu leisten. 

2. Mit Ausnahme von Teilzahlungsgeschäften hat der Verkäufer im Falle seines 
berechtigten Rücktritts vom Vertrag und der Rücknahme gelieferter Waren Anspruch 
auf Ausgleich für Aufwendungen, Gebrauchsüberlassung und Wertminderung nach 
folgender Maßgabe: 
a) Für infolge des Vertrages gemachte Aufwendungen, wie Transport- und 

Montagekosten usw., Ersatz in entstandener Höhe. 
b) Für Wertminderung und Gebrauchsüberlassung der gelieferten Waren gelten, 

sofern kein Verbraucherkreditgeschäft vorliegt, folgende Pauschalsätze: 
aa) für Möbel mit Ausnahme von Polsterwaren bei Rücktritt und/oder Rücknahme 

nach Lieferung 
- innerhalb des 1. Halbjahres 35 % des Kaufpreises 
- innerhalb des 2. Halbjahres 45 % des Kaufpreises 
- innerhalb des 3. Halbjahres 60 % des Kaufpreises 
- nach Ablauf des 3. Halbjahres mindestens 80 %, höchstens aber 

100 % des Kaufpreises. 
bb) für Polsterwaren bei Rücktritt und/oder Rücknahme nach Lieferung 

- innerhalb des 1. Halbjahres 45 % des Kaufpreises 
- innerhalb des 2. Halbjahres 60 % des Kaufpreises 
- innerhalb des 3. Halbjahres 70 % des Kaufpreises. 
- nach Ablauf des 3. Halbjahres mindestens 80 %, höchstens aber 

100 % des Kaufpreises. 
Gegenüber den vorgenannten pauschalen Ansprüchen bleibt dem Käufer der 
Nachweis offen, dass dem Verkäufer keine oder nur eine wesentlich geringere 
Einbuße entstanden ist. 
 

§ 9 Mängelansprüche / Gewährleistung 
1. Der Verkäufer leistet Gewähr nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen, soweit 

nicht in diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen zulässigerweise Abweichendes 
bestimmt ist. 

2. Die Verjährungsfrist für Ansprüche des Käufers bei Mängeln bei gebrauchten Sachen 
beträgt lediglich ein Jahr ab Ablieferung bzw. Übergabe der Sache. Diese Erleichterung 
der Verjährung gilt nicht für die Haftung des Verkäufers gemäß § 11 Ziffer 6. 
 

 
§ 10 Haftung 

1. Die Haftung des Verkäufers auf Schadensersatz, gleich aus welchem Rechtsgrund, 
insbesondere aus Unmöglichkeit, Verzug, mangelhafter oder falscher Lieferung, 
Vertragsverletzung, Verletzung von Pflichten bei Vertragsverhandlungen und 
unerlaubter Handlung ist, soweit es dabei jeweils auf ein Verschulden ankommt, nach 
Maßgabe dieses § 11 eingeschränkt. 

2. Der Verkäufer haftet nicht im Falle einfacher Fahrlässigkeit seiner Organe, gesetzlichen 
Vertreter, Angestellten oder sonstigen Erfüllungsgehilfen, soweit es sich nicht um eine 
Verletzung vertragswesentlicher Pflichten handelt. Vertragswesentlich sind die 
Verpflichtung zur rechtzeitigen Lieferung und Installation des Liefergegenstands, 
dessen Freiheit von Rechtsmängeln sowie solchen Sachmängeln, die seine 
Funktionsfähigkeit oder Gebrauchstauglichkeit mehr als nur unerheblich 
beeinträchtigen, sowie Beratungs-, Schutz- und Obhutspflichten, die dem Auftraggeber 
die vertragsgemäße Verwendung des Liefergegenstands ermöglichen sollen oder den 
Schutz von Leib oder Leben von Personal des Auftraggebers oder den Schutz von 
dessen Eigentum vor erheblichen Schäden bezwecken. 

3. Soweit der Verkäufer gemäß § 11 Ziffer 2. dem Grunde nach auf Schadensersatz 
haftet, ist diese Haftung auf Schäden begrenzt, die der Verkäufer bei Vertragsschluss 
als mögliche Folge einer Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder die er bei 
Anwendung verkehrsüblicher Sorgfalt hätte voraussehen müssen. Mittelbare Schäden 
und Folgeschäden, die Folge von Mängeln des Liefergegenstands sind, sind außerdem 
nur ersatzfähig, soweit solche Schäden bei bestimmungsgemäßer Verwendung des 
Liefergegenstands typischerweise zu erwarten sind. Die vorstehenden Regelungen 
dieses Absatzes (3) gelten nicht im Fall vorsätzlichen oder grob fahrlässigen 
Verhaltens von Organmitgliedern oder leitenden Angestellten des Verkäufers. 

4. Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und -beschränkungen gelten in gleichem 
Umfang zugunsten der Organe, gesetzlichen Vertreter, Angestellten und sonstigen 
Erfüllungsgehilfen des Verkäufers. 

5. Soweit der Verkäufer technische Auskünfte gibt oder beratend tätig wird und diese 
Auskünfte oder Beratung nicht zu dem von ihm geschuldeten, vertraglich vereinbarten 
Leistungsumfang gehören, geschieht dies unentgeltlich und unter Ausschluss jeglicher 
Haftung. 

6. Die Einschränkungen dieses § 11 gelten nicht für die Haftung des Verkäufers wegen 
vorsätzlichen Verhaltens, für garantierte Beschaffenheitsmerkmale, wegen Verletzung 
des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder nach dem Produkthaftungsgesetz. 

§ 11 Alternative Streitbeilegung in Verbrauchersachen 
An Streitbeilegungsverfahren vor Verbraucherschlichtungsstellen nimmt der 
Verkäufer nicht teil. 
 
 


